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Am 21. Juni sind in Berlin 400 SchülerInnen auf die Straße gegangen, um gegen die drohende
Schulprivatisierung zu demonstrieren, die der Berliner Senat hinter verschlossenen Türen plant. Am
22. Juni gingen in Nürnberg, Kassel, Dresden, Würzburg und 3 weiteren Städten Jugendliche auf die
Straße, um gegen Abschiebungen zu demonstrieren – auf Initiative des Bündnisses „Jugendaktion
Bildung gegen Abschiebung“. Zuvor haben in München SchülerInnen gegen das neue
Polizeiaufgabengesetz gestreikt. Dort haben rund 2000 Jugendliche gezeigt, dass sie die
Verschärfung der Repression aufhalten wollen. Doch was folgt aus diesen zahlreichen Protesten?

Potenzial bündeln

In den letzten Jahren haben wir in Deutschland und sonst wo auf der Welt einen Rechtsruck erlebt.

Der früher als rechter Rand betitelte Teil der Gesellschaft ist mittlerweile im Alltag aufzufinden. Die
AfD hetzt im Bundestag und nebenbei erlässt die Regierung die rassistischen Gesetze und versucht
mehr und mehr, Geflüchtete in Krieg, Armut und Perspektivlosigkeit abzuschieben. Aber der
Rechtsruck bedeutet nicht nur, dass der Rassismus im Alltag immer mehr Gestalt annimmt.

Er hat auch andere Formen: Ein Jahr nach dem G20-Gipfel im Hamburg sehen wir eine Zunahme von
Repression und Gesetzesverschärfungen. Denn nicht nur in Bayern ist ein neues
Polizeiaufgabengesetz geplant – auch in Sachsen und Nordrhein-Westfalen will man die Rechte der
Polizei ausweiten. Zusätzlich können wir beobachten, wie der Etat für innere Sicherheit und die
Bundeswehr massiv angehoben wurde und beispielsweise in Bayern die Polizei unter dem Namen
„Baytex18“ muntere Krisenübungen zusammen mit SoldatInnen der Bundeswehr durchführt.

Während in diesem Bereich mehr Geld ausgegeben wird, lesen wir zeitgleich in den Nachrichten von
der „Schwarzen Null“ im Bundeshaushalt, bei dem die Ausgaben die Einahmen nicht übersteigen
sollen. Um diese Ziel zu erreichen, muss gespart werden, wenn die Ausgaben für innere Sicherheit
und Militär massiv ansteigen – und zwar an der Gesundheit, an Bildung, beim öffentlichen Dienst, an
der Infrastruktur.

Ab 2019 tritt zusätzlich die sog. „Schuldenbremse“ in Kraft, die die „schwarze Null“ allen Ländern
und Kommunen vorschreibt. Diese trifft vor allem jene Gemeinden und Länder, die ohnedies schon
verschuldet sind oder deren Bevölkerung arm ist, also auch weniger Steuern zahlen kann/muss.
Daher können sie wenig oder nichts investieren, müssen weiter an Infrastruktur, kommunalen
Einrichtungen, Schulen, Jugendzentren, Freizeiteinrichtungen sparen – oder diese an InvestorInnen
verscherbeln, die nicht an den Bedürfnissen der Bevölkerung interessiert sind, sondern an ihren
Profiten.

Wir sehen: Es gibt viel, was falsch läuft. Doch während der Großteil der Gesellschaft mittlerweile
darin versinkt zu diskutieren, ob man nicht am besten gleich alle Geflüchteten, die hier ankommen,
abschiebt und wie viele Menschen man im Mittelmeer ertrinken lässt, gibt es auch jene, die etwas
verändern wollen. Die Jugendlichen, die gegen die Privatisierung der Schulen, das
Polizeiaufgabengesetz und vor allem gegen Rassismus auf die Straße gegangen sind, wollen aktiv
werden. Sie alle sind unzufrieden mit der aktuellen Situation und wollen dies nicht stillschweigend
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hinnehmen. Deswegen gilt es, dieses Potenzial zu bündeln – die Frage ist nur: wie?

Wie?

Es bedarf einer klaren Perspektive. Es muss heißen: Wir belassen es nicht bei einer Aktion, sondern
wir wollen unseren Protest ausweiten. Wir wollen größer werden und mehr Jugendliche ansprechen.
Daher sollten wir weiter aufeinander positiv Bezug nehmen, die verschiedenen Aktionen bekannt
machen, so dass die Jugendlichen wissen, dass es nicht nur in „ihrer“ Stadt oder an „ihrer“ Schule
Protest gibt. Doch wir müssen auch weitergehen und die AktivistInnen aus den unterschiedlichen
Städten miteinander vernetzen. Dazu müssen wir uns treffen und gemeinsam diskutieren, wie wir
die unterschiedlichen Kämpfe miteinander verbinden können, wann wir eine neue Aktion planen und
welche Forderungen wir ins Zentrum stellen wollen – quasi eine selbstorganisierte
Aktionskonferenz. Das sind erste Schritte in die richtige Richtung, die getan werden müssen, damit
es erfolgreich weitergeht. Doch damit wir wachsen, müssen wir uns fragen, was braucht es, damit
nicht nur Hunderte oder Tausende, sondern die Masse an Jugendliche auf die Straße gehen?

Eine Bewegung entsteht selten im luftleeren Raum. Es bedarf Menschen bzw. Organisationen, die
diese bewusst mit aufbauen.

Wenn wir eine Jugendbewegung aufbauen wollen, die sich gegen Rassismus, Militarismus und
Spaßmaßnahmen richtet, um der Regierung Dampf zu machen, müssen sich auch andere
Organisationen beteiligen. Das betrifft vor allem die Gewerkschaftsjugend, aber auch Studierenden-
und SchülerInnenvertretungen. Außerdem sollten wir Jugendorganisationen von MigrantInnen,
antirassistische, antisexistische und andere Initiativen junger Menschen einbeziehen. Und natürlich
müssen auch alle linken Jugendorganisation – seien es die Linksjugend [‚solid], der SDS, die SDAJ,
die Falken oder auch die Jusos aufgefordert werden, aktiv gegen die Angriffe der Regierungen, der
UnternehmerInnen und der Rechten zu kämpfen und sich zu einem Aktionsbündnis
zusammenzuschließen – nicht nur lokal, sondern als Bundesorganisationen. Schließlich sind die
Probleme, die wir haben, nicht nur auf eine Stadt begrenzt, sondern betreffen uns überall.

Dabei ist es wichtig zu verstehen, dass eine Bewegung nicht nur darauf basiert, dass man die
Führungen von Organisationen zum Widerstand auffordert oder gemeinsame Aktionen verabredet.
Wer Erfolg will, der muss sich auch lokal verankern und die Mobilisierung nutzen, um Basisarbeit an
den Orten anzufangen, an denen wir uns bewegen müssen. Für uns Jugendliche sind das in erster
Linie die Schulen, aber auch Berufsschulen, Betriebe und Universitäten. Dort müssen wir mit den
AktivistInnen, die Interesse haben, sich an der Bewegung zu beteiligen und diese aufzubauen,
diskutieren und Aktionen durchführen. Wir von REVOLUTION treten für den Aufbau von Streik- und
Aktionskomitees ein, die Informationsveranstaltungen, Vollversammlungen und Widerstand
organisieren. Warum? Weil auf diesem Wege auch Menschen erreicht werden, die bisher nicht
politisch aktiv waren. Zusätzlich politisiert und polarisiert man an den Orten, an denen wir lernen,
studieren, arbeiten oder eine Ausbildung machen müssen – und wirft Fragen im Alltag der
Menschen auf.

Als REVOLUTION denken wir, dass eine Jugendbewegung notwendig ist, um gegen die aktuellen
Missstände in diesem Land erfolgreich zu kämpfen. Deswegen wollen wir den Aufbau einer solchen
Bewegung unterstützen und hoffen, dass dies auch andere Organisationen tun. Denn wenn wir
flächendeckend gegen Abschiebungen und Rassismus, gegen die Zunahme der Repression und
gegen die Sparmaßnahmen kämpfen wollen, braucht es mehr als ein paar kleine linke
Organisationen, die ein paar Kampagnen zu diesen Themen machen.

In solch einer Bewegung treten wir als Organisation für Kritik- und Propagandafreiheit ein. Das
heißt, dass alle beteiligten Organisationen auch untereinander Kritik üben und diskutieren können



sowie ihre eigenen Materialien verteilen dürfen. Daneben wollen wir in so einer Bewegung für unser
Programm eintreten. Das heißt, dass wir dafür sind, nicht nur gegen Abschiebungen zu kämpfen,
sondern für offene Grenzen und StaatsbürgerInnenrechte für alle. Wir fordern nicht nur Abrüstung,
sondern lehnen jede Finanzierung des staatlichen Gewaltmonopols, also der Polizei und
Bundeswehr, nach dem Motto „Keinen Cent für Militarismus und Repression“ ab. Auch sind wir
nicht nur gegen die zahlreichen Sparmaßnahmen, sondern für den Ausbau des sozialen
Wohnungsbaus, die Enteignung der WohnungsspekulantInnen, der großen Banken und Konzerne
ein, für die Finanzierung unseres Gesundheits- und Bildungssystems durch Besteuerung der Reichen
und Profite – unter Kontrolle der ArbeiterInnen, der MieterInnen und der Lernenden.

Dazu brauchen wir nicht nur eine breite Bewegung, sondern auch eine revolutionäre
Jugendorganisation – one solution – REVOLUTION!


